
Geschichtliche und begriffliche Einführung

schwerdeinstanz) und dem Verfassungsgerichtshof (Staatsgerichtshof)
teilweise übernommen. Allerdings sind die Bezeichnungen unterschied-
lich, und der Staatsgerichtshof ist n speziellen Materien, namentlich im
Steuerrecht, zugleich noch Verwaltungsgerichtshof?®.

Das materielle Recht wird in Liechtenstein zum Zweck der Erleichte-
rung meistens an Hand ausländischer Vorlagen erarbeitet. “Im Bereich
des Zivil- und Strafrechts hält man sich dabei häufig an österreichische,
im Verwaltungsrecht primär an schweizerische Vorlagen”?. Soweit al-
lerdings das Zivilrecht eine wirtschaftliche Relevanz besitzt, hat man
sich wegen des gemeinsamen Wirtschaftsraums gleichwohl an die
schweizerischen Regelungen angelehnt. So sind etwa das Mietrecht, das
Arbeitsrecht, das Eherecht oder das Sachenrecht dem schweizerischen
Privatrecht entnommen. Von Österreich übernommen worden sind
dagegen die Zivilprozessordnung, die Strafprozessordnung, das Strafge-
setzbuch oder das Amtshaftungsrecht. Liechtenstein kann mit dieser
Rezeption “vom Rechts- und Verfassungsdenken der grösseren, jeden-
falls quantitativ diskussionsstärkeren Staaten” profitieren?!. Das materi-
elle Verwaltungsrecht ist entweder über den Zollanschlussvertrag direkt
anwendbares schweizerisches Recht oder es ist freiwillig übernommenes
schweizerisches Verwaltungsrecht. Dieses staatsvertraglich oder freiwil-
lig übernommene “schweizerische” materielle Verwaltungsrecht wird
über das österreichisch orientierte allgemeine Landesverwaltungspflege-
gesetz angewandt. Dadurch entsteht eine Durchmischung zweier unter-
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